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VORGESCHICHTE Noch bevor im Oktober 1974 über die sogenannte dritte Überfremdungs-
initiative abgestimmt wird (vgl. Vorlage 242), reicht im März 1974 die 
Schweizerische Republikanische Bewegung die Volksinitiative «zum 
Schutz der Schweiz» (vierte Überfremdungsinitiative) ein. Der Initiator 
des Volksbegehrens, James Schwarzenbach, bezeichnet diese als Alter-
native zur radikalen dritten Überfremdungsinitiative.  

Auch die Nationale Aktion reicht eine weitere Überfremdungsinitiative 
ein, bevor im Oktober 1974 über ihre dritte Überfremdungsinitiative ab-
gestimmt wird. Sie geht ebenfalls von einem Nein zur dritten Überfrem-
dungsinitiative aus und will mit der Volksinitiative «zur Beschränkung der 
Einbürgerungen» (fünfte Überfremdungsinitiative) zumindest verhin-
dern, dass das «Ausländerproblem» auf dem Weg vermehrter Einbürge-
rungen gelöst werde.  

Der Bundesrat verfährt gleich wie bei den früheren Überfremdungsini-
tiativen: Er empfiehlt dem Parlament in seinen Botschaften vom März 
1976 beide Begehren ohne Gegenvorschlag zur Ablehnung. Er erachtet 
sie weder aus volkswirtschaftlichen Gründen noch von der Stossrichtung 
her als tragbar. Gegen die vierte Überfremdungsinitiative argumentiert 
er vor allem mit seiner bisherigen, erfolgreichen Stabilisierungspolitik, 
die er seit dem Einsetzen der weltweiten Rezession von 1975 weiter ver-
schärft habe. Zudem führe die Rezession selbst zu einem Rückgang der 
Nachfrage nach ausländischen Arbeitskräften. Gegen die fünfte Über-
fremdungsinitiative führt er zudem an, sie stelle kein Instrument gegen 
die Überfremdung dar, da es sich bei der infrage stehenden Personen-
gruppe nicht «mehr um Fremde im Sinne der Überfremdungsgefahr» 
handle (BBl 1976 I 1379).  

Die eidgenössischen Räte folgen dem Vorschlag des Bundesrates bei-
nahe diskussionslos und legen beide Abstimmungen auf denselben Tag 
fest. Nach den früheren – teilweise heftigen – Debatten zu den ersten 
drei Überfremdungsbegehren sind sich die Räte inzwischen weitgehend 
einig, dass die schweizerische Ausländerpolitik am besten im Rahmen ei-
ner Revision des geltenden Bundesgesetzes von 1931 über Aufenthalt und 
Niederlassung der Ausländer zu regeln sei. Der Bundesrat hat einen ent-
sprechenden Vorentwurf bereits an die Hand genommen (vgl. Vorlage 
310). 

GEGENSTAND Die vierte Überfremdungsinitiative verlangt in erster Linie, dass der Be-
stand der ausländischen Wohnbevölkerung innerhalb von zehn Jahren 
auf 12,5% der schweizerischen Wohnbevölkerung, das heisst um rund 
300000 Ausländerinnen und Ausländer herabgesetzt werde. Ferner sol-
len schweizerische Arbeitnehmer gegenüber Personen ausländischer 
Herkunft – insbesondere auch der Niedergelassenen – bei der Arbeits-
suche bzw. Arbeitsplatzerhaltung bevorzug werden. 
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Die fünfte Überfremdungsinitiative verlangt, dass höchstens 4000 Per-
sonen pro Jahr eingebürgert werden (1975 waren es 7400 ordentliche 
Einbürgerungen); und zwar so lange, als die gesamte Wohnbevölkerung 
der Schweiz 5,5 Millionen überschreitet und die Lebensmittelproduktion 
auf landeseigener Grundlage zur üblichen Ernährung der Wohnbevölke-
rung nicht ausreicht. 

ABSTIMMUNGSKAMPF Abgesehen von der Schweizerischen Republikanischen Bewegung und 
der Nationalen Aktion geben alle Parteien und alle Dachverbände die 
Neinparole aus. Zudem haben in den ersten drei Monaten des Abstim-
mungsjahres als Folge der Rezession mehr als 200000 ausländische Ar-
beitskräfte die Schweiz verlassen. Dies beeinflusst den Abstimmungs-
kampf entscheidend. Die «Überfremdungsfrage» wird von materiellen 
Sorgen und Zukunftsängsten verdrängt. Im Vergleich zu den entspre-
chenden früheren Abstimmungskampagnen verläuft diese wenig intensiv 
und heftig. Die anstehende Abstimmung wirft keine grossen Wellen. 

ERGEBNIS Bei einer vergleichsweise tiefen Stimmbeteiligung von 45,2% (zweite 
Überfremdungsinitiative: 74,7%, dritte Überfremdungsinitiative: 70,3%) 
wird die vierte Überfremdungsinitiative mit 70,5% Neinstimmen sehr 
deutlich verworfen. Auch alle Stände verwerfen sie ziemlich einheitlich. 
Die Ablehnung ist in den meisten Grenzkantonen etwas akzentuierter. 
Die fünfte Überfremdungsinitiative wird mit 66,2% Neinstimmen und in 
allen Kantonen ebenfalls deutlich verworfen. 
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